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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Wir dürfen unserem 
Gegner nichts schenken 
^"U Und CSU werden sich mit einem ge- 
^e>nsamen Regierungs- und Wahlpro- 
J^m zur Bundestagswahl am 27. Sep- 
tember stellen. 

er Parteivorsitzende, Bundeskanzler Helmut 
°hl, hat im Anschluß an die erste Vorstandssit- 
n8 nach der Osterpause auf einer Pressekonfe- 

..n?- am 20. April seine Entschlossenheit bekräf- 
§1' das Programm, wie das auch in der Vergan- 

gnen immer der Fall war, gemeinsam mit der 
.^U zu formulieren und und dabei diejenigen 

s K^ente zu berücksichtigen, die für die bayeri- 
jj ^en Landtagswahlen - 14 Tage vor der Bun- 
eslagswahl - eine Rolle spielen. 

^ndlage der gemeinsamen Arbeit von CDU 
le 

d CSU ist nach den Worten des Bundeskanz- 
L s der erste Diskussionsentwurf für ein Zu- 
de   

lsProgramm, der am 3. April vorgestellt wor- 
ein- -1St.' ^er Parte»vorstand hat noch einmal aus- 
pr 

cKlich Wolfgang Schäuble und der gesamten 
§ramin-Kommission für die Arbeit gedankt. 

e.^mut Kohl: Wir sind der Auffassung, daß dies 
djef,uter Entwurf ist. Daran ändert auch nichts 
t)e   atsache, daß noch über dieses oder jenes 
h. ai1 gesprochen werden muß. 

&e 
pr°grammatische Arbeit sei ein wichtiger 

ndteil des gemeinsamen Wahlkampfes der 

Fortsetzung auf Seite 3 

Für einen 
starken Euro 
Helmut Kohl 

Generalsekretär Peter Hintze: Nach der 
Entscheidung der Staats- und Regie- 
rungschefs am 2./3. Mai über den EURO 
wollen wir mit einer bundesweiten Akti- 
on die Rolle des Bundeskanzlers als 
wichtigen Architekten der Wirtschafts- 
und Währungsunion in Europa und als 
Garant für die Stabilität des EURO her- 
ausstellen. Ich habe die Bitte an Sie, 
die Kampagne mit vollen Kräften zu un- 
terstützen. Als aktuelles Aktionsplakat 
stellt Ihnen die Bundesgeschäftsstelle 
das Motiv „Für einen starken EURO - 
Helmut Kohl" in DIN A 1 und DIN A0 zu 
Verfügung. ■ 



Kurz & gut 

Früher wieder 
in Arbeit 

Seitdem 2. April hat 
Deutschland die größte 
Internet-Stellenbörse der 
Welt. Vorteil für Unter- 
nehmer: Stellenauswahl 
direkt vom Schreibtisch 
aus und rund um die Uhr. 
Vorteil für Arbeitnehmer: 
besserer Überblick über 
die Angebote, schnellere 
Vermittlung und früher 
wieder in Arbeit. 

Auch weiterhin 
Sonder- 

wohngeld 
Von der Möglichkeit einer 
weiteren Verlängerung 
des Sonderwohngelds Ost 
kann auch dann Gebrauch 
gemacht werden, wenn 
die angestrebte Einigung 
mit den Ländern über 
eine Wohngeldnovelle 
nicht zustande kommt. 
Die ostdeutschen CDU- 
Bundestagsabgeordneten 
haben eine entsprechen- 
de Zusage der Bundes- 
regierung begrüßt. 

9 Prozent mehr 
Lehrstellen 

verzeichnet der Deutsche 
Industrie- und Handels- 
tag im ersten Quartal die- 
ses Jahres. Bis Ende März 
sind 64.580 Verträge ab- 
geschlossen worden: gut 
9 Prozent mehr als im sel- 
ben Zeitraum des Vorjah- 
res. Bei diesem Start kann 
die von DIHT-Präsident 
Hans Peter Stihl für 1998 
gegebene Zusage von rund 
300.000 neuen Verträgen 
eingehalten werden. 

Eine Beitrags- 
befreiung 

für Kleingewerbetreiben- 
de mit besonders niedri- 
gen Erträgen ist der Kern- 
punkt des neuen IHK-Ge- 
setzes, das im Bundestag 
verabschiedet worden ist. 
Gleichzeitig werden die 
Industrie- und Handels- 
kammern ermächtigt, die 
Zahl der beitragsbefrei- 
ten Unternehmen auf ein 
Drittel ihrer Mitglieder zu 
begrenzen, damit die für 
die Arbeit der Kammern 
notwendige finanzielle 
Basis erhalten bleibt. 

Die Trendwende auf dem Arbeitsmarkt verfestigt sich 
Im dritten Mo- der Kurzarbeiter Fast eine halbe auf eine allge- Gunnar Uldall, 
nat in Folge sind sowohl in den Million bieten mein schlechte wirtschaftspo- 
die Arbeitslosen- alten als auch in die Arbeitsäm- konjunkturelle litischer Spre- 
zahlen in West- den neuen Bun- ter in beiden Entwicklung cher der CDU/ 
deutschland desländern. Sie Teilen Deutsch- zurückzuführen. CSU-Bundes- 
niedriger als im sank um rund lands an. Die in sondern auf die tagsfraktion: 
Vergleichsmo- 120.000. Zuge- Ostdeutschland Probleme einer Der Standort 
nat des Vorjah- nommen hat gestiegenen Ar- einzigen Bran- Deutschland hat 
res. Rückläufig die Zahl der of- beitslosenzah- che, nämlich der den turn-around 

ist auch die Zahl fenen Stellen: len sind nicht Bauwirtschaft. geschafft. 

DAS WICHTIGSTE I |\|R§ 

DER WOCHE 
AUF EINER SEITE 

"Neue Arbeitsplätze können wir 
nur schaffen, wenn wir unsere in- 
ternationale Konkurrenzfähigkeit 
erhalten. Deshalb brauchen wir 
zwingend die große Steuerreform- 

   Bundeskanzler Helmut Kohl 

Zukunftsprogramm der CDU: 
Bauplan für die Brücke ins 21. Jahrhundert 

Der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
Wolfgang Schäuble als Vorsitzender der CDU- 
Programmkommission und CDU-Generalsekretär 
Peter Hintze haben auf einer gemeinsamen Pres- 
sekonferenz am 2. April im Bonner Konrad-Ade- 
nauer-Haus einen ersten Diskussionsentwurf für 
ein Zukunftsprogramm der CDU vorgestellt. 

Das Papier dient als Grundlage für die 
Programmdiskussion innerhalb der CDU. 
Hauptziele des Prgramms sind: 
• Arbeit und Beschäftigung für alle, 
• Weltgeltung für Innovationen "Made in Germany", 
• eines der leistungsfähigsten Bildungssysteme 

der Welt, 
• ein "schlanker", unbürokratischer Dienst- 

leistungsstaat, 
• ein Sozialstaat, der Solidarität ebenso wie 

Eigenverantwortung mobilisiert, 
• eine neue Kultur der Selbständigkeit und der 

nachbarschaftlichen Hilfe, 
• eine Erneuerung der sozialen Gemeinschaften 

und des ehrenamtlichen Engagements, 
• ein freiheitlicher Rechtsstaat ohne Furcht vor 

Verbrechen, 

• ein einiges und handlungsfähiges Europa, 
• eine Welt mit weniger Krieg, weniger Hunger 

und Elend, weniger Umweltzerstörung. 

Wolfgang Schäuble betonte bei der Vorstellung 
des Zukunftsprogramms mit Nachdruck: 
"Es geht uns darum, ein ehrliches Programm vor 

legen. Wir wollen nicht in einen Wettlauf um be- 
langlose Beliebigkeiten eintreten. Wir wollen ein* 
inhaltliche Debatte über die Zukunftsfragen ur,s* , 
Landes führen. Das Programm ist in vieler Hinsic ^ 
eine Herausforderung. Manche Forderungen les*^ 
sich sogar wie Zumutungen. Der Weg der Union 
anstrengend. Wir sind nicht der billige Jakob, de^. 
allen alles verspricht - und das auch noch umso 

Die Ergebnisse der Programmdiskussion werd 
in das gemeinsame Wahlprogramm von CDU 
und CSU für die Bundestagswahl am 27. Septe 

ber einfließen. 

Anregungen und Änderungsvorschläge, die di 
Parteigliederungen zu dem Papier machen wer   .,, 
werden im Verlauf der weiteren Diskussion ber 
sichtigt. Am 30. April beschäftigt sich der Bund 
vorstand mit dem Zukunftsprogramm-Entwun- 

Grundgesetzkonform 
Einstimmig hat das chim Starbatty ver- 
Bundesverfassungs- worfen. In seiner Be- 
gericht die Verfas- gründung stellt das 
sungsbeschwerden Gericht fest, daß die 
von Prof. Dr. Hans Beschwerden "unbe- 
Heinrich Rupp, Dr. gründet" sind, und 
Wilhelm Hankel, bestätigt damit das 
Dr. Wilhelm Nölling, vorgesehene Verfah- 
Prof. Dr. Karl Alb- ren zur Festlegung 
recht Schachtschnei- der Teilnehmer an 
der und Dr. Dr. Joa- derEURO-Zone. 

Anders, aber gleichwertig 
In Zukunft soll auch 
Fachhochschulabsol- 
venten der Zugang 
zum Vorbereitungs- 
dienst des höheren 
Dienstes eröffnet 
werden. Das hat die 
Arbeitsgruppe Bil- 
dung und Forschung 
derCDU/CSU-Bun- 
destasgsfraktion be- 

schlossen. Begrün- 
dung: FH-Ausbild^ 
und Universitäts- 
studium sind unte'' 
schiedlich, aber 
"gleichwertig"- En ' 
sprechend könne 
auch die Promot«"1 

von FH-Absolvente 
nicht Zulassungs- 
voraussetzung 
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Fortsetzung von Seite 1 

Union. Denn sie schaffe wichtige Voraus- 
Setzungen für die Wahlentscheidung im 
September. Nach vielen Jahren der politi- 
schen Verantwortung für Deutschland soll- 
ten die Wählerinnen und Wähler auch 
über die Grundsatzentscheidungen Be- 
scheid wissen, die in der nächsten Legisla- 
turperiode zu treffen sind. 

j^s müsse klar sein, daß sich die vor uns 
Agenden Aufgaben nicht ohne Anstren- 
gungen lösen lassen. Schließlich gehe es 
darum; 

* Unser Land konkurrenzfähig zu ma- 
chen, 

die Wirtschaft auch nach der Ein- 
führung des Euro weiter auf Kurs zu 
halten und 
v°r allem die Voraussetzungen für den 
Abbau von Arbeitslosigkeit in Ost und 
^est zu schaffen. 

t*elmut Kohl: Wir haben alle Chancen, die 
ündestagswahlen am 27. September zu 

j> binnen. Wir haben diese Chancen aber 
r dann, wenn wir den Wahlkampf ge- 

meinsam führen. 

b.!r müssen den Bürgerinnen und 
j, ""gern verständlich machen, daß ihre 
Jv'nungen und Erwartungen bei uns gut 
^.'gehoben sind, auch wenn wir dabei 

in "ge sagen, die sie vielleicht nicht 
8er«e hören. 

nichmUt K°hl: Unsere Politik hat Jedenfalls 

. nts mit den wohlfeilen Versprechungen 

ge tßn' wie s'e die ^PD auf mrem Leipzi- r Parteitag gemacht hat. 

SCL Politischen Gegner dürfe nichts ge- 
tiin!> Werden- Die Auseinandersetzung 
gef..^ot_Grün werde ohne Zugeständnisse 

&s     ' und auch zum Tnema PDS so11 

Wähf AVerden' was die Wählerinnen und 
Wj *ler über die SED-Nachfolgepartei 

en müssen. 

Helmut Kohl: Aus Umfragen wissen wir, 
daß bei allen Festlegungen, von denen wir 
hören, zum heutigen Zeitpunkt immer 
noch weit über 30 Prozent der Wähler un- 
entschieden sind. Das ist ein beachtlicher 
Teil genau jener Wählerinnen und Wähler, 
die uns bei der letzten Bundestagwahl ge- 
wählt haben und deren Vertrauen wir auch 
am 27. September wieder gewinnen 
können. 
CDU und CSU setzen auf Sieg. Alle Spe- 
kulationen über eine große Koalition sind 
deshalb gegenstandslos. Im Bundesvor- 

Wir müssen den Bürgerinnen 
und Bürgern verständlich 
machen, daß ihre Hoffnungen 
und Erwartungen bei uns gut 
aufgehoben sind. 

stand herrschte Einigkeit: Das ist kein 
Modell für uns. Die SPD versucht mit die- 
ser Diskussion die Ablehnung zu mildern, 
die Rot-Grün von weiten Kreisen der 
Wählerschaft entgegengebracht wird. 

Dem Spitzenkandidaten der SPD werde es 
die Union nicht durchgehen lassen, wei- 
terhin Medien-Show-Auftritte an die Stel- 
le von Politik und Politikinhalten zu set- 
zen und damit die wirklichen Grundent- 
scheidungen, die in unserem Land not- 
wendig sind, zu vernebeln. 

Der Bundesvorstand hat schließlich ein- 
stimmig die CDU/CSU-Bundestagsfrakti- 
on darum gebeten, für die Vorlagen und 
Beschlüsse zu stimmen, die die Bundesre- 
gierung zur Europäischen Währungsunion 
und zur Einführung des Euro vorgelegt hat. 

Helmut Kohl: Die entscheidenden 14 Tage 
haben begonnen, in denen wir die Wei- 
chen für ein einiges Europa stellen, in 
dem auch unsere Enkel in Frieden und 
Freiheit, Wohlstand und sozialer Sicher- 
heit leben können. ■ 
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DGB macht Propaganda für Rot-Grün 
Generalsekretär Peter Hintze hat die 
DGB-Kampagne als einseitige Propa- 
ganda für Rot-Grün massiv kritisiert. 
Mitgliedsbeiträge in Millionenhöhe 
würden auf eine Weise, die dem Gedan- 
ken der Einheitsgewerkschaft wider- 
spricht, eingesetzt und verschleudert. 
Hintze unterstrich: Im Rahmen des Bünd- 
nisses für Arbeit und zur Standortsiche- 
rung vom Januar 1996 haben sich Bundes- 
regierung, Gewerkschaften und die Vertre- 
ter von Wirtschaft und Handwerk gemein- 
sam auf das Ziel verständigt, die Arbeits- 
losigkeit zu halbieren und die Lohnneben- 
kosten zurückzuführen. Die von der CDU 
auf den Weg gebrachten Reformen dienen 
diesem gemeinsam formulierten Ziel. Ge- 
gen den massiven Widerstand der Sozial- 
demokraten wurden wichtige Teile des 
Reformprogrammes auch umgesetzt. 
Das große Schlüsselprojekt Steuerreform 
mit einer massiven Entlastung von Arbeit- 
nehmern und Unternehmen wird jedoch 
nach wie vor von der SPD-Mehrheit im 
Bundesrat blockiert. Ohne auch nur einen 
alternativen Gesetzentwurf vorzulegen, 
verweigert die SPD dem Zukunftsprojekt 

Steuerreform zur Belebung der Wirtschafts- 
kraft und zur Stärkung des Aufschwungs 
seine Zustimmung. Ohne eine große Steu- 
erreform aber läßt sich das Ziel der Gewin- 
nung neuer Arbeitsplätze in großer Zahl in 
Deutschland nicht verwirklichen. 
Die DGB-Kampagne verschweigt diesen 
groben Verstoß der Sozialdemokraten ge- 
gen Wachstum und Beschäftigung in 
Deutschland. Sie ist deshalb einseitig und 
unzulänglich und wird dem eigenen An- 
spruch nicht gerecht. Die DGB-Kampa- 
gnenmacher nehmen auch nicht zur 
Kenntnis, daß der Aufschwung kraftvoll 
einsetzt und im Westen Deutschlands be- 
reits am Arbeitsmarkt spürbar ist. Bereits 
drei Monate in Folge lag die Arbeitslosig- 
keit im Westen unseres Landes unter dem 
Niveau der Vorjahresmonate - sie ist als° 
tatsächlich gesunken. Auch ein Wachstun1 

zwischen 2,5 Prozent und 3 Prozent in 
diesem Jahr, ein wahrer Export-Boom, &' 
ne steigende Investitionsnachfrage und e1. 
anziehender Privatverbrauch bei gleich^1 

tig sinkenden Lohnstückkosten und ex- 
trem hoher Preisstabilität sind positive 
Zukunftssignale. 

• Entwurf 
Rupert Scholz zum CDU- 
Zukunftsprogramm: Das 
richtunggebende Politik- 
konzept für das nächste Jahr- 
tausend. Seite 6 

• Beschäftigung 
Matthias Wissmann zu den 
neuesten Arbeitsmarkt- 
zahlen: Licht am Ende des 
Tunnels. Seite 9 
Bundesbildungsminister 
Jürgen Rüttgers: Trend nach 
oben bei den Lehrstellen. 
Seite 10 

HEUTE AKTUELL 

• Bundeswehr 
Zielgruppe junge Männer optimal 
erreicht. Seite 14 

• Baden-Württemberg 
Sicherheitspolitik: Das Land ist 
auf richtigem Kurs. Seite 20 

• Rheinland-Pfalz 
Christoph Bohr: Die CDU 
öffnet ihren Parteitag einer 
breiten Öffentlichkeit. 
Seite 22 

• Kurz & bündig 
ARGUMENTE. Warum die 
SPD Deutschland nicht 
regieren kann. Seite 23 

• Dokumentation 
Die Kernbotschaft unseres 
Programms ist: Steuerent- 
lastung. Matthias Wissina"" 
stellt die Schwerpunkte der 
CDU-Wirtschaftspolitik vor- 
Grüner Teil 

• UiD Extra 
Den Wandel gestalten. 
Musterrede für den Wahl- 
kampf 1998. 
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Steuer-Dschungel der SPD 
2u der Verabschiedung des Wahlpro- 
pamms auf dem Parteitag der SPD in 
J^ipzig erklärte der stellvertretende 
j^aktionsvorsitzende der CDU/CSU- 
^undestagsfraktion Hans-Peter Repnik: 

^ie Reformen der SPD im Bereich der 
Steuerpolitik verdienen diesen Namen 
j^cht. Von einem Einstieg in eine große 
^feuerreform zu sprechen, ist Hohn, und 
J'e soziale Gerechtigkeit bleibt auf der 
trecke. 
j-uie umfassende Steuerreform, wie sie die 
Volition beschlossen hat, bringt hingegen 

Urch eine Verbreiterung der Bemessungs- 
jpndlage und eine dadurch mögliche 

eütliche Absenkung der Steuersätze über 
,en gesamten Tarif neben einer Nettoent- 

stung auch eine deutliche Vereinfa- 
Ung, damit ein Mehr an Transparenz 

nd Gerechtigkeit und schafft die Voraus- 
etzung für mehr Wachstum und Beschaf- 
fung. 

öas Rad soll wieder 
Ul,ückgedreht werden 

*le Vorschläge der SPD verdichten den 
euerdschungel und sind von Zielen wie 

c,
erechtigkeit, Transparenz und Vereinfa- 

s 
Un8 meilenweit entfernt. Eine Mindest- 
Uer macht das System noch komplizier- 
• Außerdem verstößt eine solche Steuer 

. §en das Leistungsfähigkeitsprinzip. 
Ve

C .      Wiedereinführung der privaten 
et/

mögensteuer würde das Rad der Steu- 
h ereinfachung wieder zurückdrehen. 
Seh el3en verkennt der Vorschlag die 
ve ^rigkeit der Abgrenzung von Privat- 
sp mögen und die Folgen: neue Steuer- 
^modelle und Kapitalflucht. 
^h 0rschläge sind zur Schaffung neuer 
bejf

eitsP'ätze gänzlich ungeeignet. Ar- 
H-ir Plätze entstehen dort, wo investiert 

• investieren muß in Deutschland at- 

traktiver gemacht werden. Zu diesem 
Zweck müssen die Steuersätze, denen die 
Unternehmensgewinne aus diesen Investi- 
tionen unterliegen, deutlich sinken. Dazu 
gehört eine Absenkung des Spitzensteuer- 
satzes auf ein international vergleichbares 
Niveau. 

Der linke Flügel der SPD, der das gesam- 
te Wahlprogramm prägt, hat auch hier 
Regie geführt. Unterm Strich wird die 
Steuerlast der Unternehmen, insbesonde- 
re der kleinen und mittleren, steigen, 
denn nur im Unternehmensbereich wird 
die Abschaffung von Vergünstigungen 
konkretisiert. Den scheinbar modernen 
Worten der SPD folgen reale Verschlech- 
terungen. 

Scheinheilig, opportunistisch, 
gefährlich 

Auch der Finanzierungsvorbehalt ist 
scheinheilig. Eine gute Steuerpolitik darf 
nicht von der Kassenlage abhängen. Die 
SPD handelt opportunistisch und gefähr- 
det den Standort Deutschland. Sie täuscht 
ihre Wähler durch wohlklingende Worte. 
Zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit sind 
die vorgeschlagenen Maßnahmen untaug- 
lich. 

„ Mit der Kraft des Faktischen" 
und „mit der Wirklichkeit des Lebens" 
wird die Einführung des EURO nach 
Auffassung von Helmut Kohl die 
Politische Union Europas „gewaltig 
voranbringen". Sie werde eine „un- 
glaubliche Anziehungskraft ent- 
wickeln", äußerte der Bundeskanzler 
am 22. April in einer öffentlichen 
Sitzung der Bundestagsausschüsse 
für Finanzen und Angelegenheiten der 
Europäischen Union. 
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Rupert Scholz zum Zukunftsprogramm: 

Das richtunggebende Politikkonzept 
für das nächste Jahrtausend 

Der Programmentwurf setzt die richti- 
gen Akzente für eine Politik der Zu- 
kunft, die dem Bürger innere Sicherheit 
gewährleistet, ihm aber zugleich mehr 
Freiraum zum Handeln und Wirtschaf- 
ten überläßt und die notwendigen Re- 
formen der Staatsorganisation anmahnt. 

Der unter der Federführung des Frak- 
tionsvorsitzenden Wolfgang Schäuble von 
einer Programmkommission erstellte Dis- 
kussionsentwurf stellt wie kein anderes 
Wahlprogramm der Union jemals zuvor 
ein in sich geschlossenes Gesamtkonzept 
für eine neue politische Richtung dar. Ins- 
besondere in den für die deutsche Innen- 
politik existentiell wichtigen Bereichen 
der inneren Sicherheit und Kriminalitäts- 
bekämpfung, aber auch der für die Wirt- 
schaftspolitik bedeutsamen Entbürokrati- 
sierung und Verschlankung der Staatstätig- 
keit und der Umsteuerungen im Staatsor- 
ganisationssystem wird ein neues Bild für 
Deutschland entworfen. Zugleich setzt es 
aber auch die wichtigen Akzente in der 
Wirtschafts-, Finanz- und Arbeitsmarktpo- 
litik, indem es von einem auf Leistung 
und Wettbewerbsfähigkeit ausgerichteten, 
aber zugleich sozial abgesicherten Staats- 
wesen ausgeht, das den Freiraum für indi- 
viduell gestaltete Lebensentwürfe eröffnet. 

Der Programmentwurf setzt zutref- 
fend an einer Gesellschaftsordnung an, die 
im Inneren Sicherheit vor Kriminalität ge- 
währleistet und damit Freiheit für den 
Bürger absichert. Die Bekämpfung der 
Kriminalität in ihren verschiedenen For- 
men und Organisationen der Alltags- und 

Massenkriminalität, der Organisierten Kri- 
minalität, der Kinder- und Jugendkrimina- 
lität, aber auch der Ausländerkriminalität 
ist eine der wichtigsten innenpolitischen 
Aufgaben. Hier wird in dem Zukunftspro- 
gramm den in den letzten Jahren von SPP 
und Grünen immer wieder propagierten 
Entkriminalisierungsillusionen und einer 
falsch verstandenen Toleranz gegenüber 
Rechtsbrechern und Gewalttätern eine kla' 
re Absage erteilt. 
• Wer Ladendiebstahl, Schwarzfahren 
oder Drogenmißbrauch entkriminalisieren 
will, kapituliert vor dem Verbrechen und 
berücksichtigt nicht das Sicherheitsinteres- 
se und den Anspruch auf Sicherheit der 
Allgemeinheit. Er zeigt zugleich eine 
falsch verstandene Toleranz, die zu einer 
Erosion des Rechtsbewußtseins und zur 
Verwahrlosung und Kriminalisierung uns^' 
rer Städte führt. Die berüchtigten und zu- 
gleich beschämenden Szenen bei den 
Chaostagen in Hannover sind hierfür der 
schlagende Beweis. In den Großstädten & 
Vereinigten Staaten ist dieser Fehler längs 

eingesehen worden und das Prinzip der 
„zero tolerance" und des „community V° 
cing" zu einem Riesenerfolg geworden. 
Dies wird nach dem Programmentwurf 
auch die Politik der Union sein: Null Tole 

ranz für Rechtsbrecher und Gewalttäter. 

• Dies betrifft zugleich und um so menr 

auch die Bekämpfung der international6 

und Organisierten Kriminalität, die in 
Deutschland Drogenkartelle, Mafiaband 
und Strukturen des pornographischen     c 
Menschenhandels aufbauen will. Hierd 

es kein Pardon geben und muß der Staa 

mit den stärksten ihm zu Gebote stehen' 
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den Waffen zuschlagen. Auch hier findet 
^s Zukunftsprogramm deutliche Worte 
^nd bestätigt, daß die Union die Linie der 
Vergangenheit mit dem Verbrechens- 
bekämpfungsgesetz, mit dem 6. Straf- 
^chtsreformgesetz (einschließlich der 
Verschärfung der Sexualdelikte) und dem 
j^esetz zur Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität fortsetzen wird. 
gütlich zu beklagen ist an dieser Stelle 
J'e Unverantwortlichkeit der SPD, die sie 
ei der Verabschiedung der Vorschriften 
Ur Überwachung von Gangsterwohnun- 
|en - ein ganz entscheidendes Mittel zur 
|.ekämpfung der Organisierten Krimina- 
.jjät - an den Tag gelegt hat. Sie hat hier 
J)r Wort eindeutig gebrochen und das alte 

esicht der Unzuverlässigkeit bei der Kri- 
lnalitätsbekämpfung wieder gezeigt. Ge- 

j!einsam mit den Grünen und der PDS hat 
le SPD ein Bündnis geschlossen, mit 

I e,tt die entscheidenden Vorschriften in 
j, ^ter Sekunde zu einem stumpfen 
, chwert gemacht und damit das gesamte 
, Slrument der Wohnraumüberwachung 

Puttgemacht worden ist. 
<, Auch bei der angestiegenen Zahl der 

darfftaten VOn Kmclern und Jugendlichen 
Kl rnan sich nicht auf die salvatorische 
(iaf.üs?' zurückziehen, daß die Gründe 
g Ur in den gesellschaftlichen Bedingun- 

1 liegen und der Staat eben diese Bedin- 
v   §

en für Kinder und Jugendliche zu 
lUn      ern na^e- Natürlich muß er dies 
% ' d°ch dies wirkt allenfalls erst in der 
Str Un.^t; gegenwärtig muß jugendlichen 

''chklätern aber auch mit außerster Deut" 
dei *e>t vom Staat eine Grenze ihres Han- 
iti fiS ^gezeigt werden. Deswegen wird 
terLern Schäuble-Programm etwa die Un- 
ges 

r'ngung krimineller Jugendlicher in 
die y 

0ssenen Heimen gefordert und muß 
send erurte''ung krimineller Heranwach- 

set V°n ] 8 bis 2' Jahren " .ganz ent" hend 
e,1(l den diesen zur Verfügung ste- 

\vac,en Rechtspositionen - auch nach Er- 
nsenenstrafrecht erfolgen. 

Auch hier wird eine deutliche Abgrenzung 
zu SPD und Grünen deutlich: Diese wollen 
z. B. den Besitz von illegalen Drogen zum 
Eigengebrauch in Höhe einer gewöhnli- 
chen Wochenration legalisieren, den Dro- 
genhandel zur Finanzierung einer gewöhn- 
lichen Wochenration straffrei stellen und 
Heroin durch staatliche Stellen kostenlos 
abgeben. Damit würden Kinder und Ju- 
gendliche der Macht der Drogen preisge- 
geben und würde durch eine scheinbare 
Entkriminalisierung ihr soziales Abgleiten 
in eine von Drogen bestimmte Scheinwelt 
begünstigt, die erst einen Nährboden für 
kriminelle Handlungen schafft. 
• Schließlich darfauch die überdurch- 
schnittliche Kriminalitätsrate ausländischer 
Straftäter nicht zum Tabuthema werden, 
nur weil man den Vorwurf der Ausländer- 
feindlichkeit befürchtet. Der Programm- 
entwurf wählt den richtigen Ansatz: Die 
vielen Zehntausende in Deutschland leben- 
der rechtstreuer Ausländer haben ein Inter- 
esse daran, daß gerade illegal oder vorläu- 
fig im Land befindliche Ausländer, die in 
Deutschland Verbrechen begehen, hart be- 
straft werden, d. h. ihr Gastrecht verwirken 
und abgeschoben werden. Die konsequente 
Kriminalitätsbekämpfung auch ausländi- 
schen Straftätern gegenüber ist ein bisher 
nicht ausreichend erkanntes Instrument ge- 
rade auch zur Integration der in Deutsch- 
land friedfertig und rechtstreu lebenden 
ausländischen Mitbewohner. 

Wer das Zukunftsprogramm schließ- 
lich in seinem Staatsverständnis - im Sin- 
ne eines starken aber schlanken Staates - 
analysiert, der wird hier entscheidende Im- 
pulse für die Erschließung neuer Beschäfti- 
gungs- und Wachstumspotentiale und für 
die Stärkung des Standorts Deutschlands 
finden. Die wirtschaftliche Dynamik und 
die Innovationsfähigkeit Deutschlands ver- 
langen nach weniger staatlicher Reglemen- 
tierung und weniger bürokratischem Per- 
fektionismus. Die Union will einen schlan- 
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ken Staat, der dem Bürger nur die wirklich 
wichtigen Dinge vorgibt, ihm möglichst 
wenig Steuern abnimmt und ihm damit 
Freiraum und Freiheit für eigene wirt- 
schaftliche Initiative läßt. 
• Dies war auch und gerade das Leitmo- 
tiv des Sachverständigenrates „Schlanker 
Staat", der für die Bundesregierung Vor- 
schläge hierzu ausgearbeitet hat. Will man 
dies auf eine Formel bringen, so wird die- 
se lauten: Innovation plus Rückzug des 
Staates ergeben neue Wirtschaftspotentiale 
und Arbeitsplätze. Das hat nichts mit ei- 
nem als Bedrohungsszenario aufgebauten 
Neoliberalismus zu tun, sondern bedeutet 
nicht mehr und nicht weniger als Freiheit 
und Eigenverantwortung für den einzelnen 
und für die Wirtschaft. 
• Die Zukunftsvorstellungen der Union 
sehen folglich nach dem Programmentwurf 
eine Rückführung staatlicher Handlungsin- 
strumente von oben nach unten vor. Dies 
beginnt mit der Senkung des Spitzensteu- 
ersatzes von 53 auf 39 % und reicht über 
eine Verringerung der Regelungsdichte 
durch die Kooperation von Verwaltung und 
Bürger (Auditierungsverfahren, Standard- 
öffnungsklauseln) bis hin zu einem neuen 
Verwaltungsverständnis, in dem der Bürger 
als Kunde und das Verwaltungshandeln als 
Dienstleistung angesehen wird. 
• Auch hier wird der entscheidende Unter- 
schied zum „Staatskonzept" von SPD und 
Grünen deutlich. Die Wahlprogramme von 
SPD und Grünen zeichnen einen Staat, der 
sich in alles und jedes (sogar in die Häufig- 
keit der Urlaubsreisen) hineinmischt, der 
überreguliert und abgeschaffte Steuern wie- 
der einführen will und der durch eine 
künstliche staatliche Arbeitsmarktpolitik 
die Wirtschaft knebelt und damit mittelfri- 
stig Arbeitsplätze sogar beseitigt. Dieses 
Bild eines allmächtigen, planenden, lenken- 
den und dirigierenden Staates, der ver- 
meintliche Gleichheit verspricht, indem er 
Arbeitsplätze und Gewinne verstaatlicht 
und diese dann „gerecht" zuteilt, ist in der 

Vergangenheit bereits bekanntlich drama- 
tisch gescheitert. Daraus muß die richtige 
Lehre gezogen werden: Weniger Staat be- 
deutet ein Mehr für den Bürger 

Deutschland braucht neben den be- 
reits begonnenen Schritten weitere Refor- 
men: von der großen Steuerreform über 
eine Reform unseres föderalistischen Sy- 
stems (einschließlich der Finanzverfas- 
sung und dem Länderfinanzausgleich) bis 
hin zu einer dringend notwendigen Län- 
derneugliederung. Diese - wohlgemerkt 
moderaten und das Gesamtsystem unseres 
Grundgesetzes bewahrenden - staatsorga- 
nisatorischen Systemkorrekturen müssen 
vorhandene Steuerungsprobleme unserer 
Staatlichkeit beseitigen. 
Der Länderfinanzausgleich in seiner jetzi- 
gen Ausprägung bestraft Leistungsfähigke' 
der einzelnen Länder und bietet keine An- 
reize, die eigene Finanzleistung zu steige^1' 
Das heute die Finanzverfassung dominie- 
rende System der Mischfinanzierung führt 
zu einem undurchschaubaren Irrgarten der 
Vermischung von Verantwortlichkeiten, de 

erfolgreiches und erfolgloses Wirtschaften 
intransparent macht. Das Grundgesetz ge" 
von einem kooperativen, aber auch wettbe- 
werblichen Föderalismus aus, der Bund 
und Länder zur Steigerung der Leistung8' 
fähigkeit anregt und nicht die Nivellierung 
auf dem kleinsten gemeinsamen Nenner 
der Wirtschaftskraft vorsieht. Eine Konze 
tration des Bestandes unserer Länder durc 
eine Neugliederung ist schließlich - aus 
dieser wirtschaftspolitischen wie auch aU 
einer gesamteuropäischen Sicht - eine d 
te dringende Reformaufgabe. 
All dies ist im Zukunftsprogramm der U 
on - dessen Horizont in der Tat weit übe 
die anstehende Bundestagswahl hinaus- 
reicht - enthalten und beantwortet mit ö 
notwendigen Klarheit, aber auch Offen 
und Härte die dringend anstehenden       f 
Fragen für die Zukunft Deutschlands. 
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Licht am Ende des Tunnels 
Zu den neuesten Arbeitsmarktzahlen 
erklärte der wirtschaftspolitische Spre- 
cher des CDU-Bundesvorstands, Bun- 
desminister Matthias Wissmann: 

*fl Die Signale am Arbeitsmarkt sind 
Nieder positiv. Erstmals seit Sommer 
'995 ist jeweils in den ersten drei Mona- 
Jen des Jahres 1998 die Arbeitslosigkeit in 
Westdeutschland im Vergleich zum Vor- 
jahr gesunken. Erfreulich ist auch, daß in 
Ostdeutschland die Arbeitslosigkeit ge- 
genüber dem Vormonat gesunken ist. Hier 
^"Warten wir die Trendwende für den 
^°rnmer dieses Jahres. 

Wenngleich der Rückgang der Arbeitslo- 
ijf nzahlen im März noch zu wesentlichen 
'.eilen saisonal bedingt ist, so zeichnet 
lch jetzt doch eine Trendwende zum Bes- 

Seren ab. Das Licht am Ende des Tunnels 
lst zu sehen. 

*e Entwicklung am Arbeitsmarkt zeigt: 
!e konjunkturellen Auftriebskräfte ge- 
lr»nen die Oberhand, der wirtschaftspoli- 
sche Reformkurs der Bundesregierung 
eginnt zu greifen. Jetzt beginnt sich aus- 

zahlen, daß wir auf breiter Front Refor- 
men für Wachstum und Arbeitsplätze ge- 
j?n teils erbitterten Widerstand von Rot- 
^n durchgesetzt haben. Die Weichen für 

L n Wirtschaftsaufschwung und neue Ar- 
,tsplätze sind daher gut gestellt. 

UnH
tsc.ne Wirtschaft ist weiterhin günstig 

L    wird sich im Jahresverlauf weiter ver- 
^ssem. Die Zahl der Beschäftigten in 
te   

tscr>land insgesamt wird daher im wei- 
ste

en ^erlauf des Jahres kontinuierlich an- 
5 ^en- Die Zahl der Arbeitslosen in 
|jcK 

Schland wird im Jahresverlauf deut- 
n rückläufig sein. 

Das wirtschaftliche Umfeld für die 

Die Restrukturierung der deutschen Indu- 
strie hat in den letzten Jahren große Fort- 
schritte gemacht. Die industrielle Produk- 
tivität ist in 1997 um 7,8% gestiegen. Die 
Wettbewerbsfähigkeit der international 
tätigen Unternehmen ist weitgehend wie- 
derhergestellt. Die bisher relativ schwa- 
che Inlandsnachfrage wird sich konsoli- 
dieren und im Laufe des Jahres weiter zu- 
nehmen. 

Die Inflationsraten sind auf einem Re- 
kordtiefstand. Das niedrige Zinsniveau 
wird in diesem Jahr weiterhin die wirt- 
schaftliche Entwicklung begünstigen. Die 
Währungsunion wird durch die stärkere 
Konvergenz eine wirtschaftliche Dynamik 
auslösen, die gerade auch der deutschen 
Exportindustrie zugute kommt. 

Der Wirtschaftsaufschwung und die 
sich abzeichnende Trendwende am Ar- 
beitsmarkt müssen jetzt durch striktes 
Festhalten am eingeschlagenen Reform- 
kurs der Bundesregierung forciert werden. 
An erster Stelle steht dabei die Umsetzung 
der großen Steuerreform bei der Lohn- 
und Einkommensteuer mit einem Netto- 
entlastungsvolumen von 30 Mrd. DM für 
alle Einkommensgruppen. 

Besondere Verantwortung für die Be- 
schäftigungsentwicklung tragen aber auch 
die Tarifpartner, also Gewerkschaften und 
Arbeitgeber. Sie müssen, stärker noch als 
in der Vergangenheit, ihre große Verant- 
wortung zur Standortsicherung Deutsch- 
lands und der Schaffung neuer Arbeits- 
plätze wahrnehmen: 

• Entscheidend für die Wettbewerbs- 
fähigkeit unserer Unternehmen ist auch 
weiterhin eine produktivitätsorientierte 
Lohnpolitik. 
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Bundesbildungsminister Jürgen Rüttgers: 

Trend nach oben bei Lehrstellen 
Auch 1998 wird es mehr Lehrstellen 
geben. Das Engagement der Ausbil- 
dungsbetriebe und die Reformen in 
der Berufsbildung zahlen sich aus. 
Dies zeigen auch die jüngsten Mel- 
dungen vom Lehrstellenmarkt: 
• Seit November 1997 werden Mo- 
nat für Monat mehr Zugänge an ge- 
meldeten Ausbildungsplätzen regi- 
striert als im entsprechenden Vorjah- 
resmonat. Damit wird auch in der Be- 
rufsberatungsstatistik der Bundesan- 
stalt für Arbeit, die Lehrverträge ohne 
Einschaltung des Arbeitsamtes nicht 
registriert, eine Trendwende deutlich. 
• Die Industrie- und Handelskam- 
mern haben bis Ende März 64.580 
Verträge und damit ein Plus von 5.480 
Plätzen gegenüber dem selben Zeit- 
raum des Vorjahres registriert. 
• Arbeitgeber und Gewerkschaften 
gehen davon aus, daß allein in den 
vier neuen Berufen der Informations- 
und Telekommunikationstechnik die 
Lehrstellen in 1998 auf 8.000 anwach- 
sen werden und innerhalb von drei bis 
vier Jahren rund 25.000 neue Lehrstel- 
len entstehen. 

• Wir brauchen unterhalb der Ebene der 
branchen- und flächenbezogenen Tarif- 
verträge noch mehr Spielraum für Tarif- 
vereinbarungen, die den Belangen der 
einzelnen Unternehmen Rechnung tra- 
gen. Betriebsvereinbarungen müssen ge- 
stärkt werden. Die Tarifparteien müssen 
daher stärker den regionalen Gegebenhei- 
ten des Arbeitsmarktes, einer größeren 
Lohndifferenzierung und der beruflichen 

Gleichzeitig steigt die Zahl der Bewer- 
ber. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß in diesem Jahr 645.000 junge 
Menschen eine Lehrstelle suchen. Das 
sind 10.000 mehr als im vergangenen 
Jahr. Deshalb müssen alle Beteiligten 
ihre Anstrengungen fortsetzen, um den 
Ausgleich auf dem Lehrstellenmarkt 
zu schaffen: 
• Industrie, Handel und Handwerk 
haben etwa 25.000 zusätzliche Ausbil- 
dungsplätze für 1998 angekündigt. Die 
Bundesverwaltung wird ebenfalls er- 
neut zulegen. 
• Die Bundesregierung hat sich mit 
Wirtschaft und Gewerkschaften auf ei- 
nen nationalen Aktionsplan verstän- 
digt: Schnelle Ausweisung neuer Be- 
rufe, mehr Angebote für praktisch be- 
gabte Jugendliche, Reduzierung der 
Zahl junger Menschen ohne Schul- 
und Ausbildungsabschluß. 
• Besonders angespannt ist der 
Lehrstellenmarkt in Ostdeutschland. 
Die Bundesregierung will auch in 
1998 eine Gemeinschaftsinitiative mit 
den neuen Bundesländern für zusätzli- 
che Ausbildungsplätze vereinbaren. 

Qualifikation der Arbeitskräfte Reeling 
tragen. Hierzu zählen insbesondere: Au 

bau von befristeten Arbeitsverhältniss6 ' 
Einstiegstarife für Geringqualifizierte< 
ein stärker branchen- und regionalspe^ 
fisch orientiertes Tarifvertragssystem * 
wie ein massiver Ausbau der beruflictl 

Weiterbildungssysteme. Dabei müsse* 
Qualifizierungstarifverträge zur arbei 
platzbezogenen Aus- und Fortbildung  p 
künftig eine Schlüsselrolle einnehme11' 
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Arbeitsmarkt im März 1998 

200.000 arbeitslose Menschen weniger 
J*1 den alten Bundesländern lag die Ar- 
glosigkeit mit 3,08 Millionen ar- 
beitslosen Menschen im März 1998 
(Quote: 10,0 Prozent) weiterhin unter 
aem Vergleichswert des Vorjahres. Da- 
Jj1'* setzt sich der positive Trend aus 
*je,u Januar diesen Jahres in West- 
deutschland fort. 

»Die Besserung in den alten Ländern 
hat weitere Fortschritte gemacht; die 
Verschlechterung in den neuen Län- 
dern ist dagegen noch nicht gestoppt. 
Die Beschäftigung hat sich im alten 
*fil des Bundesgebiets weiter stabili- 
Slert; im neuen Teil hat der Beschäfti- 
Sungsabbau angehalten." 
»ernhard Jagoda, Präsident der Bun- 
desanstalt für Arbeit am 7. April 1998 

ipH     neuen Bundesländern wirken sich 
,.a°ch die schwache Baukonjunktur und 

im Vergleich zum Westen geringere Ex- 
tttätigkeit ostdeutscher Unternehmen 
s. Hier sind 1,55 Millionen Menschen 

57
be<tslos (Quote: 20,6). Damit waren 

IQQ     Menschen weniger als im Februar 
In >u 0^ne Arbeit. Dies sind aber immer 

ch 182.000 mehr als zwölf Monate zu- 

bi" 

maß 

^ 2ahl der arbeitsmarktpolitischen Maß- 
ten - also von Arbeitsbeschaffungs- 

^ Nahmen und beruflicher Weiterbil- 
de ^ "~ mmmt wieder zu. Einen Anstoß 
rü 

rzu hat die CDU-geführte Bundesregie- 
bejj ,rTl't der Verlängerung des Langzeitar- 
e|je  j Senprogramms und mit den finanzi- 
ell A      . cmcntunSen zur Finanzierung 
^ |     e^tsrjeschaffungsmaßnahmen für 
b. Jahr 1998 geleistet. 

lieg.^
Sanitdeutsche Arbeitslosenquote 

8lbeil2,l Prozent (4,62 Millionen 

Menschen). Das sind rund 196.000 weni- 
ger als Ende Februar 1998, aber noch 
146.200 mehr als zwölf Monate zuvor. 
Der Arbeitsmarkt in Deutschland wurde 
im Februar 1998 durch 560.000 beschäfti- 
gungspolitische Maßnahmen und berufli- 
che Weiterbildungsmaßnahmen entlastet. 
Das sind rund 27.000 mehr als im Februar 
1998. 
Im gesamten Bundesgebiet gab es erfreu- 
lich viele Stellenmeldungen: über 40.000 

In den letzten Monaten hat die 
Zahl der gemeldeten Ausbil- 
dungsstellen zugenommen: Mit 
einer Fortsetzung der Tendenz 
ist zu rechnen. 

mehr, insgesamt 370.000 Angebote. Es 
konnten über 307.000 Beschäftigungsver- 
hältnisse begonnen werden. Dies zeigt, der 
Arbeitsmarkt ist in Bewegung. Außerdem 
hat sich die Zahl der Erwerbstätigen stabili- 
siert. 

Perspektiven in den neuen 
Bundesländern genutzt 

Seit Jahresbeginn 1998 erfolgte eine star- 
ke Nutzung der Maßnahmen zur Förde- 
rung von regulärer Beschäftigung in den 
neuen Bundesländern: 

• 32.000 Strukturanpassungsmaßanhmen 
(Lohnkostenzuschuß) 

• 4.000 Eingliederungzuschüsse 

• 7.200 Menschen machten sich mit dem 
Überbrückungsgeld selbständig 

• 11.600 Trainingsmaßnahmen 
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Strafsteuer hilft den Lehrlingen nicht 
Zu der von DGB-Vorstandsmitglied 
Regina Görner prognostizierten 
Lehrstellenkatastrophe erklärte der 
mittelstandspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hansjürgen Doss: 
Die Schüler in den Abschlußklassen 
der verschiedenen Schularten 6 Mona- 
te vor Beginn des neuen Ausbildungs- 
jahres mit einer Angstkampagne zu 
verunsichern, ist sachlich unbegründet 
und verantwortungslos. Aus Zukunfts- 
angst läßt sich keine Motivation für 
gute Leistungen im letzten Schulhalb- 
jahr schöpfen. 
In der Vergangenheit ist noch jede von 
DGB und anderen angekündigte 
Lehrstellenkatastrophe ausgeblieben. 
Auch 1998/99 werden alle ausbil- 
dungswilligen und ausbildungsfähigen 
Bewerber eine Lehrstelle bekommen. 
Ebensowenig wie mit Angstkampa- 

gnen lassen sich mit Strafsteuern 
Lehrstellen schaffen. Der Mittelstand, 
der Ausbilder Nr. 1 in Deutschland, 
geht Jahr für Jahr an die Grenze seiner 
Möglichkeiten, um genug Lehrstellen 
zu schaffen. Eine Strafsteuer erweitert 
diese Möglichkeiten nicht, sondern 
bringt den Betrieb, der aus Kosten- 
gründen vorübergehend einmal nicht 
ausbilden kann, in zusätzliche Schwie- 
rigkeiten. Großunternehmen, die oh- 
nehin zu wenig ausbilden, können sich 
aus der Ausbildungspflicht heraus- 
kaufen. 
Der DGB beklagt zu Recht den wach- 
senden staatlichen Anteil an der Be- 
rufsausbildung als „schleichende Ver- 
staatlichung der beruflichen Bildung", 
will aber gleichzeitig 1,8 Milliarden 
DM Einnahmen aus der Strafsteuer für 
Ausbildung zusätzlich staatlich ver- 
ausgaben. 

• 3.700 Bewilligungen für Maßnahmen 
nach den Langzeitarbeitslosenprogram- 
men 

• 350 Einstellungszuschüsse bei Neu- 
gründungen 

• 30 Eingliederungsverträge. 

Weitere Anstrengungen für mehr 
Ausbilungsplätze erforderlich 
Von Oktober 1997 bis März 1998 haben 
sich drei Prozent mehr Jugendliche um 
eine Ausbildungsstelle beworben, insge- 
samt waren es 624.200. Gleichzeitig 
sank die Zahl der gemeldeten Ausbil- 
dungsstellen auf 430.700. Da in den 
letzten Monaten die Zahl der gemelde- 
ten Ausbildungsstellen zugenommen hat 
und mit einer Fortsetzung dieser Ten- 

denz zu rechnen ist, kann mit einer w^1 

teren Zunahme des Gesamtangebots afl 

Ausbildungsstellen gerechnet werden- 
Vor allem wird sich die Zahl der unver' 
mittelten Bewerber auf Ausbildungsste 

len insbesondere durch weitere Stelle0 

meidungen, Sonderprogramme und djf 
steigende Bereitschaft der Bewerber' 
Alternativen zur betrieblichen Berufs' 
ausbildung - z.B. weiterer Schulbe- 
such, Besuch von Hoch- und Fach- 
schulen - oder auch zur Aufnahme ufl' 
qualifizierter Tätigkeiten vermindern- 

„Wir brauchen mindestens 30.00U 
betriebliche Ausbildungsstellen 
mehr als 1997, um allen Bewerber11 

ein Angebot machen zu können- 
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Modellprogramm ^rbeitsweltbezogene 
Jugendsozialarbeit" ist angelaufen 

üas Bundesjugendministerium wird bis 
lum Jahr 2001 ein Modellprogramm 
j^rbeitsweltbezogene Jugendsozialar- 
peit" für benachteiligte Jugendliche mit 
Insgesamt 30 Millionen DM fördern, 

ündesjugendministerin Claudia Nolte 
e»Ite mit, daß dabei die berufliche und 
°siale Integration von solchen jungen 
^uten im Vordergrund stehe, die aus 
^gener Kraft kaum dazu in der Lage 

aren, im Berufsleben Fuß zu fassen. 
^gesamt wurden aus 226 Bewerbungen 
* Projektstandorte ausgewählt, die sich 
uf unterschiedliche Schwerpunkte kon- 

ferieren. Jeweils acht Projekte befassen 
Jch mit der Integration in Schule und 

erufsschule beziehungsweise in soge- 
.annten Jugendhilfebetrieben, sieben 
K °Jekte finden in privatwirtschaftlichen 
trieben statt. Alle Projekte sind jetzt 

gelaufen. 

^desjugendministerin Claudia Nolte: 
p Unge Menschen brauchen Förderung, 

rsPektiven und Sicherheit. Deswegen 
ssen wir ihnen eine qualifizierte Be- 

^ ^ausbildung ermöglichen. Wir können 
jü 

nt zusehen, daß sozial benachteiligte 
^ §e Menschen auf Dauer aus dem Er- 
Se 

rt)sleben ausgegrenzt werden. Aus die- 
sen ,^rund naDe icri an insgesamt 23 Mo- 
o   standorten diese Initiative ins Leben 

^ild      er werdende Wettbewerb am Aus- 
der 

u.ngs- und Arbeitsmarkt trifft beson- 
J(jS ,ndividuell oder sozial benachteiligte 
ku,Sndlicne- Hinzu kommt, daß in Zu- 
Un    °eschäftigungsmöglichkeiten für 
%e    nte deutncn aDr|ehmen werden. 
üet 

er ist es dringend notwendig, für die 
*U o , enen entsprechende Hilfestellungen 

«eben. 

Die Entwicklung von Angeboten zur Inte- 
gration Jugendlicher in Schule und Be- 
rufsschule, die Erprobung marktorientier- 
ter und sozialpädagogisch begleiteter Ju- 
gendhilfebetriebe, sowie die stärkere Nut- 
zung des Lernorts Betrieb, stellen die 
Kernpunkte des Modellprogramms dar. 
Ziel der Projekte ist es beispielsweise, po- 
tentielle Schulverweigerer außerhalb der 
Schule so zu stabilisieren, daß eine Wie- 
dereingliederung in die Schule möglich 
ist. Im Rahmen des Modellprogrammes 
sollen für besonders benachteiligte Ju- 

Kernpunkte des Modell- 
programms: Erprobung von 
Jugendhilfebetrieben und die 

stärkere Nutzung des Lernorts 
Betrieb überhaupt 

gendliche privatwirtschaftliche Betriebe 
als Orte der beruflichen Erstausbildung 
gefunden werden. Dabei steht die Koope- 
ration zwischen außerbetrieblichen Aus- 
bildungsträgern, privatwirtschaftlichen 
Betrieben und Berufsschulen in der Be- 
nachteiligtenausbildung im Vordergrund. 
Von den 23 Standorten des Modellprojek- 
tes „Arbeitsweltbezogene Jugendsozialar- 
beit" befinden sich zehn in den neuen und 
dreizehn in den alten Bundesländern an 
folgenden Orten: 

Aachen, Borken, Breisach, Heiligenstadt, 
München, Mulde-Collm, Eisenach, Neu- 
stadt/Weinstraße, Hamburg, Hannover, 
Schneeberg/Neustädtel, Fürstenwalde, 
Kassel, Schönebeck, Solingen, Halle, Ans- 
pach, Berlin, Weimar, Felsberg, Dort- 
mund, Gießen, Potsdam. ■ 
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Zielgruppe junge Männer optimal erreicht 
Der Bundesverteidigungsminister hat 
die jüngste Informationsaktion der 
Bundeswehr, die am 27. Februar gestar- 
tet wurde und am 5. April zu Ende ge- 
gangen ist, als einen herausragenden 
Erfolg für die Bundeswehr und für die 
Nachwuchswerbung bewertet. 
Volker Rühe: „Die Aktion hat sich ge- 
lohnt. Wir haben unser Ziel erreicht. Un- 
sere Informationen waren zielgruppenge- 
nau. Im Fernsehen haben wir attraktive 
Plätze vor allem für junge Leute ausge- 
sucht, etwa während spannender Sportsen- 
dungen. Viele haben danach angerufen 
und interessieren sich jetzt für unsere 
Bundeswehr. Ich bin zuversichtlich, daß 
eine große Zahl davon ihren Weg bei uns 
machen wird." 
Obwohl mit 10,5 Mio. DM rund 5 Prozent 
weniger Mittel als im Vorjahr zur Verfü- 
gung standen, konnte die Anzahl der er- 
reichten Kontakte zur Zielgruppe auf über 
20.500 und damit um mehr als 3000 Kon- 
takte im Aktionszeitraum gesteigert 
werden. 
Die meisten Anrufer, die eine Verbindung 
zu den Ansprechpartnern der Bundeswehr 
an der Hotline im Bundesministerium der 
Verteidigung suchten, waren durch die 
Werbespots in den unterschiedlichsten 
Programmen des Fernsehens inspiriert 
worden. Andere Anrufer bezogen sich auf 
Anzeigen in Zeitungen und Zeitschriften, 
auf Anregungen aus dem Familien- und 
Freundeskreis und auf Entscheidungen, 
die durch die Informationsaktionen aktuell 
maßgeblich beeinflußt worden waren. 
Auch die Internet-Seiten der Bundeswehr 
hatten ein lebhaftes Interesse bei den 
Teenagern gefunden. 
Mehr als 7.700 Informationspakete wurden 
verschickt, in mehr als 720 Fällen wurde 
eine persönliche Wehrdienstberatung vor 
Ort vereinbart und über 100 Truppenbesu- 

che - bereits in den Osterferien beginnend 
- organisiert und durchgeführt. 
Die überwiegende Mehrheit aller Anrufer 
drückte Interesse für den Beruf des Solda- 
ten bei der Bundeswehr aus. Dabei lag der 
Schwerpunkt bei der Laufbahn der Unter- 
offiziere und Feldwebel. Aber auch die 
Karrieremöglichkeiten als Offizier wurden 
vielfach erfragt. 
Ende Februar hatte der Bundesverteidi- 
gungsminister im Zentrum für Nach- 
wuchsgewinnung Ost in Berlin die Infor- 
mationsaktion 1998 der Bundeswehr zur 
Nachwuchswerbung vorgestellt. Im Focus 
der Fernsehspots und der Anzeigen in 

Bundesverteidigungsminister 
Volker Rühe bewertet die jüng- 

ste Informationsaktion der 
Bundeswehr als einen 

herausragenden Erfolg 

überregionalen Zeitungen und jugendori- 
entierten Zeitschriften standen junge Be- 
rufs- und Zeitsoldaten im Alter zwischen 
20 und 35 Jahren, die als frühere Grund- 
wehrdienstleisteride ihre Entscheidung, 
Soldat auf Zeit oder Berufssoldat zu wer' 
den, begründeten. Diese Protagonisten 
verfügten über eine qualifizierte Ausbil- 
dung, waren in verantwortungsvollen 
Führungsverwendungen eingesetzt und 
schilderten die beruflichen Perspektiven 
innerhalb und außerhalb der Bundeswehr- 

Das Konzept stellte Auftrag, Aufgaben 
und Selbstverständnis der Bundeswehr % 
genüber der Öffentlichkeit dar. 
Das Informationsangebot nutzten haup1' 
sächlich Fernsehprogramme, die von W ^ 
gen Männern im Alter zwischen 16 und 
Jahren wegen der Affinität überwiegend ^ 
bevorzugt werden. 
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Was die Linken wirklich wollen 
Die Wunschvorstellungen von SPD, Grünen und PDS 

Stichwort Abschiebung 

^PD will den Asylkom- 
Promiß aushebeln: „Das 
^usländerrecht ist dahin zu 
andern, daß... auch in Ein- 
zelfällen eine Aussetzung 
aer Abschiebung aus hu- 
manitären Gründen über 
Je Fälle der §§ 51 bis 53 
^HS|G hinaus ermöglicht 
^lrd. Eine solche Ausnah- 
JJeregelung sollte ähnlich 
J"e eine Gnadenentschei- 
r.üng im Strafrecht ausge- 
weitet werden, um nicht 
en Ansatz für langwierige 

Gerichtsverfahren zu bil- 
jen. Auf diesem Weg könn- 
®n auch viele Fälle befrie- 
dend gelöst werden, die 
jjpst oft in Kirchenasyl 
Runden, ohne daß eine 

'ehe Ausnahmeregelung 
/yer Berufung auf den 
syikompromiß abgelehnt 

dp oen könnte" (Beschluß 
,er SPD-Bundespartei- 
^es,2.-4. 12. 1997) 

GRÜNE lehnen das 
geltende Asylrecht generell 
ab. Daraus ergibt sich die 
Position zur Abschiebung 
abgelehnter Asylbewerber: 
„Abschiebehaft verstößt 
gegen rechtsstaatliche 
Prinzipien. Wir lehnen sie 
darum ab." (Bundestags- 
wahlprogramm) 

Nach dem Willen der Grü- 
nen sollen die Bundeslän- 
der einen für ganze Grup- 
pen und die Gemeinden für 
Einzelfälle einen Abschie- 
bestopp erlassen können. 

Weiter heißt es im Wahl- 
programm: „Die Möglich- 
keit, einen Abschiebestopp 
nach § 54 Ausländergesetz 
zu erlassen, muß voll aus- 
geschöpft werden." 

PDS unterstellt, die Bun- 
desregierung habe „mit der 
von ihr vorangetriebenen 
Kampagne zu ,Asyl- und 
Sozialmißbrauch' und ,Aus- 
länderkriminalität' maßgeb- 
lich dazu beigetragen, daß 
eine Atmosphäre der Feind- 
seligkeit" gegenüber Aus- 
ländern entstanden sei 
(Bundestagswahlpro- 
gramm). 

Die PDS versteigt sich auch 
zu der Behauptung, die Ab- 
schiebepraxis der Bundes- 
regierung beispielsweise in 
die Türkei und nach Algeri- 
en sei „nicht nur schändlich 
und inhuman", sondern so- 
gar „blutig" (MdB-Presse- 
dienst Ulla Jelpke, 2. 1.98). 

K. 

einp \ ^**^ wi" die zwingende Ausweisung und Abschiebung von Ausländern bei 
er Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe bereits ab einem Jahr - statt bislanq ab drei 

qnren - (ohne Bewährung). 

UnH0risequente Abschiebur,g von abgelehnten Asylbewerbern durch die zuständiqen 
WpTh0rden S0llte deren ille9alen status in Deutschland beenden. Das Asyl-Card-Ver- 
lich 7n cUILdas die 9esetzliche Grundlage seit langem geschaffen worden ist, ist unverzüq- 
"len m-*    5ZU fuÜren' Es sind unverzu9lich die notwendigen Überstellungsübereinkom- 
Wa   u n Staaten abzuschließen, um verurteilte kriminelle Ausländer qeqebenen- 
W      9eQen lhren WiNen Zur strafverbüßung in das Herkunftsland abzuschieben. 
D'e ROK Wesen der SchlePPer und Menschenhändler ist mit Härte entgegenzutreten 
^tsrh ?,rrSChun9 d,eser Problemat'k durch den demokratischen Rechtsstaat ist eine 
N wT-if       Voraussetzun9 im Kampf gegen den politischen Rechtsextremismus 
^on ihm ausgehende gewalttätige Spannungen in der Gesellschaft 
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>5 
Arbeit für alle u 

Eine Wanderausstellung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Die letzte Auffangstation unseres sozia- 
len Netzes ist die Sozialhilfe. Ein Drittel 
der Sozialhilfeempfänger gibt heute an, 
daß der Hauptgrund ihrer Sozialhilfe- 
bedürftigkeit Arbeitslosigkeit ist. 

Von den derzeit etwa 2,7 Millionen So- 
zialhilfeempfängern in der Bundesrepu- 
blik sind etwa 700.000 arbeitsfähig. Sie 
sind weder alt noch krank und müssen 
auch keine kleinen Kinder oder pflegebe- 
dürftige Familienangehörige betreuen. Für 
sie müssen Arbeitsgelegenheiten geschaf- 
fen werden, um sie wieder auf Dauer in 
den Arbeitsmarkt einzugliedern. Manche 
Kommunen haben sich hier beispielhaft 
engagiert. Andere noch nicht. 
Nach neueren Zahlen des Deutschen Städ- 
tetages sind schon knapp 200.000 Maß- 
nahmen der „Hilfen zur Arbeit" im Jahr 
1996 durchgeführt worden. Das ist im 
Vergleich zum Jahr 1993 eine Steigerung 
von 67 Prozent. Mit einem Beschäfti- 
gungsangebot für fast 30 Prozent der ar- 
beitsfähigen Sozialhilfeempfänger haben 
die Kommunen einen beachtlichen Erfolg 
erzielt. Er sollte Ansporn für weitere Akti- 
vitäten sein. 
Wenn dann Jahr für Jahr von den etwa 
15.000 Kommunen in Deutschland jede 
etwa sechs bis sieben arbeitslose Sozial- 
hilfeempfänger wieder in Arbeit bringt, so 
würde dies 100.000 Arbeitsplätze pro Jahr 
schaffen. 
Für Kommunen rechnen sich die Maßnah- 
men, die sich je nach Familienstand nach 
drei bis 24 Monaten durch die eingespar- 
ten Sozialhilfegelder bezahlt machen. 
Außerdem werden durch die Arbeit Werte 
geschaffen. Einsatzmöglichkeiten im kom- 
munalen Bereich sind: zum Beispiel im 

Bereich von Parkplätzen, Bibliotheken, 
Schwimmbädern, Kindergärten, Altenbe- 
treuungseinrichtungen und in öffentlichen 
Verkehrsbetrieben, also Bereichen, die 
dem Bürger mehr Lebensqualität bringen. 

Die Praxis zeigt auf kommunaler Ebene 
vielfältige Projekte, wie Beschäftigungs- 
förderung konkret vor Ort gestaltet wer- 
den kann. Diese Aspekte greift die Wan- 
derausstellung, die von dem CDU-Bun- 
destagsabgeordneten Ulf Fink initiiert 
wurde, auf und zeigt insbesondere auch 
Erfahrungen auf, die in den Vereinigten 

Maßnahmen, die sich durch 
eingesparte Sozialhilfegelder 

bezahlt machen 

Staaten, den Niederlanden und Dänemark 
gemacht worden sind. Der Blick ist auf 
den ersten Arbeitsmarkt und neue Be- 
schäftigungsprojekte gerichtet. 
Vorgestellt werden die folgenden Projekte- 

• Agentur ARBEIT, GmbH, Berlin 
• Berufsfortbildungswerk GmbH (bfw)< 
Berlin 
• Leipzig, Betrieb für Beschäftigungsf°r' 
derung der Stadt Leipzig (bfb) 
• Offenbach, Gemeinnützige Offenba- 
cher Ausbildungs- und Beschäftigungsge' 
Seilschaft mbH (GOAB) 
• Flörsheim/Main, Arbeitsgemeinschaft 
Unternehmensgründung, Reintegration vo 

Sozialhilfeempfängern in selbständige Tat g 
keitsbereiche der Kleinunternehmerschart 

• Lübeck, Neue Lübecker Wege (NJ-J^ 
Arge für Ausbildung und Arbeit: NLW 
Ausbildungspark Blankensee 
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• Frankenthal, Zentrum für Arbeit und 
Bildung e. V. 

• Essen, Erste Essener Dienstleistungs- 
agentur (EED), Sozialpartner gGmbH 
• Landkreis Osnabrück, Maßarbeit 
^mbH, Integration GmbH, Kosten- 
senkung in der Sozialhilfe - Von der 
Wirtschaftlichen Hilfe zur aktiven Sozial- 
und Beschäftigungspolitik 
• Emsland, Landkreis Emsland SFB, 
Seppen, Aktive Wirtschaftsförderungs- 
ütid Arbeitsmarktpolitik 

• Landkreis Prignitz, Möglichkeiten der 
JWe zur Arbeit im Landkreis Prignitz 
ll-and Brandenburg) nach § 19 BSHG 

Die Wanderausstellung „Arbeit für 
alle - Arbeit ist genug vorhanden" 
kann über das Büro von Ulf Fink bei 
seinem Mitarbeiter Jürgen Schäfers, 
Tel.: 16-8 30 17, bestellt werden. Da 
durch den Transport und die Lage- 
rung der Ausstellung nicht unerheb- 
liche Kosten entstehen, wird pro Ein- 
satz voraussichtlich eine Kostenbetei- 
"gung in Höhe von 1350 DM + 
Mehrwertsteuer erforderlich. 

/»ßerdem stellt das Büro einen Orga- 
c, «faden, eine kurze inhaltliche Handrei- 
f. 

Ung sowie eine Rednerliste zur Ver- 
jüng. 

Jugendkultur in Dresden 

Der christlich-demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frisch- 

luft e. V. bietet vom 4. bis 6. Septem- 
ber 1998 in der sächsischen Haupt- 
stadt ein Jugendkulturseminar 
für Jugendliche und 
junge Erwach- 
sene zwi- 
schen 16 
und 26 Jah- 
ren an. Das 
interessante 
Seminarpro- 
gramm bein- 
haltet u.a. eine 
entdeckende Stadterkundung, einen 
Besuch in der Semperoper, eine Be- 
sichtigung der Dresdener Gemälde- 
galerie und einen Ausflug zu ver- 
schiedenen Schlössern in der nähe- 
ren Umgebung. Informationen und 
Programme sind erhältlich bei: 
Frischluft e.V. 
Annaberger Str. 283 
53175 Bonn 
Tel. (02 28) 731 0023 oder 
per Fax (02 28) 731 4703. 

100.000 neue Arbeitsplätze 
werden nach einer Schätzung von 
°undesverkehrsminister Matthias 
Wissmann in relativ kurzer Zeit an 
J^n deutschen Flughäfen entstehen. 
Wenn man den Flughäfen Luft zum 
Atmen lasse und Platz zum Investie- 
Jen und Entwickeln, dann würden sie 
°°-Maschinen werden wie nur weni- 

ge andere Dienstleistungssektoren in 
^eutschland, sagte Wissmann. Er 
Prach sich außerdem für eine schritt- 

weise Privatisierung der deutschen 
Flughäfen aus. Der Minister wies dar- 
auf hin, daß man die riesigen Investi- 
tionen an den Flughäfen nicht in er- 
ster Linie mit öffentlichen Mitteln fi- 
nanzieren könne. Eine Privatisierung 
dürfe nicht übereilt ins Werk gesetzt 
werden. Privatisierungskonzepte müß- 
ten für das Unternehmen und seine 
Beschäftigten eine erfolgreiche Per- 
spektive bieten. 
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Die Bundesregierung unterstützt 
Gemeinden und Städte 

Peter Götz, Bundesvorsitzender der 
Kommunalpolitischen Vereinigung 
der CDU und CSU Deutschlands 
(KPV), verteidigt mit Nachdruck die 
kommunalfreundliche Politik der uni- 
onsgeführten Bundesregierung. Auf 
einer Oberbürger- und Bürgermei- 
sterkonferenz „Kommunale Leitbilder 
für Stadt und Region" der Konrad- 
Adenauer-Stiftung in Bonn, führte er 
u. a. aus: 
Von den Ländern und auch von den Kom- 
munen wird oft der Vorwurf erhoben, der 
Bund beschließe Gesetze, die zu Aufga- 
benverschiebungen zu Lasten der Gemein- 
den und der Länder führen, ohne die ent- 
sprechenden Finanzmittel zur Verfügung 
zu stellen. 

Dem ist energisch zu 
widersprechen: 
Soweit in den letzten Jahren vom Bund 
auf die Länder und Gemeinden Aufga- 
benübertragungen vorgenommen wur- 
den, hat der Bund entsprechende Finanz- 
mittel an die Länder weitergeleitet oder 
in anderer Form für entsprechenden Aus- 
gleich gesorgt. Dies gilt vor allem für 
notwendige Investitionen in den neuen 
Ländern. 
In den letzten Jahren hat eine enorme 
Steuerkraftverschiebung vom Bund auf 
die Länder stattgefunden. Städte und Ge- 
meinden können davon ausgehen, daß der 
Bund ihre finanziellen Interessen bei allen 
Gesetzgebungsverfahren im Auge hatte; es 
wäre jedoch hilfreich, wenn dies die Län- 
der auch so sehen würden. 
Ein wichtiger Schritt für ein modernes 
Gemeindefinanzsystem ist die arbeits- 

marktpolitisch vorteilhafte Abschaffung 
der Gewerbekapitalsteuer seit dem 1.1- 
1998 und die unmittelbare Beteiligung 
an der Umsatzsteuer. Die Betonung lieg1 

dabei auf „unmittelbar". Es war die KPV- 
als parteipolitische Interessenvertretung 
der Kommunen, die sich erfolgreich und 
massiv dafür eingesetzt hat, daß die Um' 
satzsteuer nicht über die Länder, sondern 
unmittelbar an die Gemeinden geht. Mi* 
dieser Beteiligung kommen die Kommu' 
nen in den Genuß einer aufkommensstaf 
ken Wachstumssteuer, die dauerhaft zur 
Gemeindefinanzierung beiträgt. 

Ein wichtiger Schritt für ein 
modernes Gemeindefinanz- 
system ist die arbeitsmarktpo- 
litisch vorteilhafte Abschaffung 
der Gewerbekapitalsteuer. 

Wir brauchen auch eine Überprüfung, ° 
die Einheitswerte als Bemessungsgrund 
ge für die Grundsteuer nach dem Weg»a 

von Gewerbekapitalsteuer und VermÖge 

Steuer noch richtig ist. 
In den letzten Jahren konnte erreicht ^e 

den, daß die Sozialausgaben, die die 
Haushalte der Städte und Gemeinden D 
sonders belasten, nicht weiter steigen- ^ 
Bundesdurchschnitt sind im vergangen 
Jahr die Ausgaben für Sozialhilfe geSÜ"jfle 
ken, und zwar um insgesamt mehr als 
Milliarde DM. 
Ohne die bundespolitischen Entscheid^ 
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http.Awww.cdu-mv.de 

Die CDU Mecklenburg-Vorpom- 
mern ist im Internet präsent. 

Bereits auf dem 11. Landesparteitag 
der CDU in Sternberg wurde die 
Präsentation vorgenommen. Nutzer 
aus der ganzen Welt können nun auf 
das umfangreiche Angebot zurück- 
greifen. 
Unter der Internet-Adresse: 
httpAwww.cdu-my.de erhalten Inter- 
essenten einen Überblick über die 
CDU Mecklenburg-Vorpommern. 
Nicht nur Auskünfte über die Mitglie- 
der des Landesvorstandes, auch die 
Zusammensetzung der CDU-Land- 
tagsfraktion, die Vorstände der CDU- 
Kreisverbände und der Vereinigun- 
gen der CDU sind abrufbar. Dane- 
ben gibt es eine Übersicht zur Wahl 
1998. Hier wird in Kürze auch das 

§en die Aufwendungen der Kommunen 
J Sozialhilfe pro Jahr in Milliardenhöhe 

er den heutigen Werten. 
nes der bedeutendsten kommunalrele- 

ist
nten Gesetze in dieser Legislaturperiode 

^ das neue Energiewirtschaftsrecht. Die 
l^0tHrnunalpolitiker der Unionsfraktion 

inten die meisten Anliegen der Kom- 
men durchsetzen: 

i^   le Höhe der Konzessionsabgabe, die 
.lelen kommunalen Haushalten eine Sh unbeträchtliche Summe ausmacht, 
nte gesichert werden. 

kc 

bevv
Ur Stärkung der Stadtwerke im Wett- 

das ^ wurde als Wettbewerbsalternative 
^/V'einabnehmermodell eingeführt. Da- 
Hm ^as örtncne Versorgungsunter- 
de y en als Alleinabnehmer die umfassen- 

ersorgungszuständigkeit. 

auf dem Landesparteitag beschlos- 
sene Wahlprogramm stehen. 
Gerade im Wahljahr ist die aktive 
Mitarbeit der Bürger unverzichtbar. 
Deshalb kann man bei der CDU 
Mecklenburg-Vorpommern nun auch 
via Internet Mitglied werden. Wichtig 
ist dem Landesverband die Diskussi- 
on mit interessierten Bürgern. Des- 
halb ist ein Diskussionsforum einge- 
richtet worden, von dem sicherlich re- 
ger Gebrauch gemacht werden wird. 

Das Alleinabnehmermodell ist zunächst bis 
2003 befristet. Eine Verlängerung hängt 
davon ab, ob es sich als wettbewerbspoliti- 
sche Alternative in der Praxis bewährt. 
Dafür ist entscheidend, daß die Kommu- 
nen das Alleinabnehmermodell auch an- 
wenden und nutzen können. Das setzt vor- 
aus, daß die Länder die erforderliche Ge- 
nehmigung zum Alleinabnehmer zügig und 
unbürokratisch durchführen und in der 
Kommunalverfassung das Recht der kom- 
munalen wirtschaftlichen Betätigung dem 
neuen Energiewirtschaftsrecht anpassen. 

Notwendiger Rahmen gegeben 
Der Ball ist jetzt bei den Ländern, ob in 
der wettbewerbsorientierten Energiewirt- 
schaft die Anliegen der Kommunen 
berücksichtigt werden. Der Bund hat den 
notwendigen Rahmen gegeben. ■ 
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Sicherheitspolitik: 

Das Land ist auf richtigem Kurs 
Baden-Württemberg hat die niedrigste 
Kriminalitätsbelastung und die zweitbe- 
ste Aufklärungsquote aller Bundeslän- 
dern. Die Polizei steht gut da, und ihre 
Arbeit kann sich sehen lassen. Um auch 
künftig diese Spitzenposition des Lan- 
des zu erhalten, bleibt die innere Si- 
cherheit ein Schwerpunkt der Politik 
der Landesregierung. 

Polizei ist beim Bürger 
präsent 
Ein wichtiger Schritt zu noch mehr Si- 
cherheit und Ordnung für die Bürger in 
Baden-Württemberg ist die neue Polizei- 
reform. Ihr Ziel: mehr Bürgernähe und 
Wirtschaftlichkeit polizeilicher Arbeit. 
Dazu werden im gesamten Dienststellen- 
netz der Landespolizei Organisations- 
strukturen verschlankt und Hierarchien 
abgebaut. Allein mit organisatorischen 
Maßnahmen werden in den operativen 
Bereichen der Polizei an der Basis 1.500 
Polizistinnen und Polizisten mehr zur 
Verfügung stehen. Alle Maßnahmen zu- 
sammen bringen rund 4.000 Beamtinnen 
und Beamte massiv dorthin, wo die Bür- 
ger sie brauchen. 

Zielgerichtete Präsenz je nach 
Sicherheitslage 
Im Land eingeführt wird ein computerge- 
stütztes Steuerungsinstrument, das der 
Polizei ein ständig aktualisiertes, jederzeit 
abrufbares örtliches Lagebild bietet. So 
werden die Brennpunkte der Kriminalität 
sichtbar. Der Dienst der Polizei wird sich 
noch stärker als bisher an den besonders 
ereignisreichen Zeiten in den späten 

Nachmittags- und Abendstunden orientie- 
ren. 

Baden-Württemberg - mit 
Sicherheit in Ordnung 
Die Polizei des Landes wird sich künftig 
an der Leitlinie „Baden-Württemberg - 
mit Sicherheit in Ordnung" orientieren. 
Das Acht-Punkte-Programm zur Verbesse- 
rung der öffentlichen Sicherheit und Ord- 
nung stellt das Sicherheitsbedürfnis der 
Bürger in den Mittelpunkt und sorgt dafü^j 
daß die Polizei schnell und massiv vor On 
ist. Schwerpunkte des Programms in 
Stichworten: Konsequente Fortführung 
der Kommunalen Kriminalprävention, ge' 
zieltes Vorgehen gegen Ordnungsstörun- 
gen, zeitnahe Strafe, schnelle Abschie- 
bung ausländischer Intensivtäter und Au» 
bau des Sicherheitsbundes zwischen der 
Landespolizei und dem Bundesgrenz- 
schutz. 

Chefsache Kommunale 
Kriminalprävention 
Nach den positiven Erfahrungen der 
Pilotprojekte und der landesweiten UU1 

Setzungsempfehlung durch Innenrnin1' 
ster Thomas Schäuble haben bis heute^ 
weit über 70 Kommunen im Land run 
150 örtliche Projekte zur Vorbeugung 
von Kriminalität initiiert. Optimal is1 

wenn sich Lenkungsgremien mit alle 
für Sicherheitsfragen zuständigen 
Behörden der Kommunalen Krimin* ' 
Prävention an einen Tisch setzen un 

Bürgermeister oder Landräte die ^° 
munale Kriminalprävention zur Che • 
ehe machen. 
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Nachspiel der „Chaostage": 

Land zahlt 165.000 Mark für Plünderung 
Die „Chaostage" 1995 von Hanno- 
ver haben für das Land Niedersach- 
sen jetzt ein teures Nachspiel. Für 
die Plünderung eines Supermarktes 
durch Punker wird das Land dem 
Rewe-Konzern 165.000 Mark Scha- 
denersatz zahlen. 

Ein Sprecher des Innenministeriums be- 
stätigte einen Bericht der in Hannover 
erscheinenden „Neuen Presse", nach 
dem sich beide Seiten auf einen entspre- 
chenden Vergleich geeinigt haben. Der 
Konzern hatte vom Land ursprünglich 
rund 330.000 Mark verlangt. Die Poli- 
zei hatte bei den „Chaostagen" Anfang 

j as Sicherheitsbedürfnis steht 
^ Mittelpunkt 

j^altdelikte auf öffentlichen Straßen und 
l^jzen, Rauschgift- und Jugendkrimina- 
he . - die Entwicklung in diesen Bereichen 
deJ

lnträchtigt das Sicherheitsempfinden 
^s ^!enscnen besonders. Folglich steht 
h w!cnerheitsDedurm's der Bevölkerung 
5j Mittelpunkt der täglichen Polizeiarbeit. 
je^

s geschieht mit zielgerichteten, an die 
PUnt   • e Situation orientierten Schwer- 
in j Ansätzen, personenbezogenen Er- 
den pngen gegen Intensivtäter und durch 
^Un    SatZ von sPezie,len Ermittlungs- 
^ztn der Schutz" und Kriminalpolizei, 
»tidp 0rnrnen ein verstärkter Außendienst 
^ u^stteifen sowie der vermehrte Ein- 

der Bereitschaftspolizei. 

^. "^pf der Drogenszene 

^st^   e' Wird Dr°genszenen bereits im 
Schre

e      durch ein konsequentes Ein- 
Uen verhindern, um die Sog Wirkung 

August 1995 der Plünderung und Ver- 
wüstung des Supermarktes tatenlos 
zugesehen. Die Staatsanwaltschaft 
Hannover stellte dazu vor kurzem fest, 
die Polizei hätte das Ausrauben des 
Geschäftes verhindern müssen. 

Während der „Chaostage" hatten sich 
rund 1.500 Punker vier Tage lang ge- 
walttägige Auseinandersetzungen mit 
der Polizei geliefert. Dabei wurden 
etwa 240 Beamte und 200 Punker ver- 
letzt. Das Innenministerium bezifferte 
den Sachschaden seinerzeit auf rund 
550.000 Mark. Es wurden 269 Straf- 
verfahren eingeleitet. 

der Rauschgiftszene auf junge Menschen 
sowie die Straßen- und Beschaffungskri- 
minalität zu reduzieren. Solche Drogen- 
szenen sind nicht nur im Zusammenhang 
mit Rauschgiftdelikten relevant, sondern 
sie sind Kristallisationspunkt von Gewalt 
und Kriminalität. 

ztelii/yjriij'jjiz]) 
323JU 

j INTERNET: 
http://www.cdu.de 

jT-ONLINE:*CDU# 

jX400: c=de;a = dbp; 
p = cdu; s = bund 

j E-MAIL: post@ www.cdu.de 
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Meilenstein politischer Kommunikation 

Christoph Bohr: Die CDU öffnet ihren 
Parteitag einer breiten Öffentlichkeit 
„Mit einem modernen und zeitgemäßen 
Parteitag hat die CDU Rheinland-Pfalz 
als erste Partei Abschied von herkömm- 
lichen Parteitagsveranstaltungen ge- 
nommen. Durch die breite Öffnung des 
Parteitages für die Öffentlichkeit wollen 
wir den Bürgerinnen und Bürgern un- 
seres Landes ermöglichen, sich an der 
politischen Diskussion zu beteiligen." 

Dies erklärte der Landes- und Fraktions- 
vorsitzende Christoph Bohr im Vorfeld 
des'48. Landesparteitages der CDU 
Rheinland-Pfalz. 
Einen einwöchigen Landesparteitag hat 
die CDU Rheinland-Pfalz am 20. April 
gestartet. Er steht unter dem Motto „Zu- 
kunft - menschlich - Rheinland-Pfalz - 
CDU". Im Mittelpunkt des Leitantrages 
des CDU Landesvorstandes: Arbeit und 
Innovation, Themen, die in vier regiona- 

len Forenveranstaltungen diskutiert wer- 
den sollen. 
Zu diesen Veranstaltungen 
• Mehr Arbeit durch Existenzgründunge11 

• Mehr Arbeit durch den Mittelstand 
• Mehr Arbeit durch neue Technologien 
• Mehr Arbeit durch den EURO 

sowie zum Landesparteitag am 24. und 
25. April in Mainz sind interessante Ex- 
perten eingeladen. Am 24. April: Zu- 
kunftsminister Jürgen Rüttgers. 
Die Höhepunkte des 48. Landesparteitages 

der CDU Rheinland-Pfalz können auch 
live im Internet verfolgt werden. Unter de 

Adresse: 

http :\\w ww.cdu-live.de 
bietet die CDU Rheinland-Pfalz erstmals 
auf einem Parteitag diesen Service. Die 
Reden sind einen Monat lang abrufbar. 

Überhangmandate bleiben verfassungskonform 
Das Bundesverfassungsgericht hat mit 
seiner neuen Entscheidung zur Frage 
der Nachbesetzung von direkt gewähl- 
ten Abgeordneten in Bundesländern, 
in denen Überhangmandate bestehen, 
einen eher seltenen Ausnahmefall ab- 
weichend von der seit 1953 geltenden 
Rechtsauslegung geregelt. 

Die Zulässigkeit von Überhangmanda- 
ten wird durch die Entscheidung nicht 
in Frage gestellt. 

Der Deutsche Bundestag wird sich mit 
dem Beschluß befassen und überprü- 

fen, welche Folgerungen daraus zu 
ziehen sind. Ziel der Beratungen wird 
es sein, so schnell wie möglich den 
Vorgaben der neuen Rechtsprechung 
zu diesem speziellen Punkt im Wahl- 
recht Rechnung zu tragen. Gerade im 
Hinblick auf die konstitutive Bedeu- 
tung des Wahlrechts für unsere Demo- 
kratie verbieten sich hier aber Schnell' 
schüsse. 
Andreas Schmidt, Parlamentarischer 
Geschäftsführer der CDU/CSU: Die 
Union wird eine von allen Fraktionen 
getragene Lösung anstreben. 
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f-flrg umente Warum 
die SPD 

Deutschland nicht regieren kann 

1 Die SPD verspricht in ihrem 
Wahlprogramm milliardenschwere 
Wahlgeschenke: 

* Weniger Steuern und Abgaben, 
% mehr Kindergeld, 

die Mittel für Bildung, Forschung und 
Wissenschaft sollen verdoppelt, 

die Sozialabgaben gesenkt werden, 

die Nettolöhne sollen steigen, 
ejn üppiges System von Lohnkosten- 
2uschüssen soll Arbeitslose in Lohn 
und Brot bringen, und 

die Renten sollen unabhängig von der 
demographischen Entwicklung 
Zeigen. 

Sölbt an keiner Stelle des SPD- 
i^'Programms eine saubere Rech- 
^9, die erkennen ließe, wie diese 
$F>hprecnen bezahlt werden sollen. Die 
^oh ble'bt den Nacnweis schuldig, 
sie h   das viele Geld kommen soll, das 
?i6, aucht- um ih 

en zu können. 

sie K 0r9ucht, um ihre Geschenke finan- 

^as Wahlprogramm 
9'eicht einem Waren- 
hauskatalog ohne Preis- 
gaben. So etwas ist 
jtenauso unseriös wie ein 

h 
Un9edeckter Scheck. 

fei* 
Vhß doch nachdenklich 
^tQ6n: ln sieben Regierungsjahren 

Gerhard Schröder 26 Milliarden 

Mark Schulden gemacht. Die Schulden 
seiner Vorgänger: in 44 Jahren insge- 
samt 37 Milliarden Mark. 

2 Die SPD bezeichnet den Abbau 
der Arbeitslosigkeit als oberstes 
Ziel. Aber sie schlägt eine Politik 

vor, die zwangsläufig zu mehr Arbeits- 
losigkeit führen muß: 

• Bei einem Spitzensteuersatz von 49 
Prozent wird kaum ein ausländischer In- 
vestor sein Geld in Deutschland anlegen 
wollen. Wir brauchen aber Investoren, 
damit neue Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

• Die vorgesehene Rücknahme der 
beschäftigungsfreundlichen Neu- 
regelung des Kündigungsschutzes und 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
würde die Lohnzusatzkosten wieder in 
die Höhe treiben und die Wettbewerbs- 
fähigkeit deutscher Betriebe 
schwächen. 

3 Die SPD verspricht in ihrem 
Wahlprogramm, sie werde mit allen 
Mitteln für den Schutz der Bürger- 

innen und Bürger vor Kriminalität 
sorgen. 

Tatsache ist: Die SPD hat bisher mit 
den Grünen und einmal zusammen mit 
der PDS alles daran gesetzt, gesetzliche 
Verbesserungen im Kampf gegen das 
Verbrechen zu verhindern oder zu ver- 
wässern: 
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• Das Verbrechenbekämpfungsgesetz 
wurde von ihr aufgeweicht. 

• Die Einführung eines Haftgrundes zur 
Sicherung der Hauptverhandlung wurde 
von der SPD jahrelang verschleppt. 

• Die akustische Wohnraumüberwa- 
chung zur Bekämpfung der organisier- 
ten Kriminalität wurde von den SPD-re- 
gierten Ländern mit so vielen Ausnah- 
men versehen, daß für faule Tricks Tür 
und Tor offen stehen. 

Im übrigen: Wie kommt es, daß das von 
Schröder regierte Niedersachsen eine um 
30 Prozent höhere Kriminalitätsrate als 
Bayern (CSU) und Baden-Württemberg 
(CDU) hat und die Aufklärungsquote dort 
um 30 Prozent niedriger ist? 

4 Die SPD verspricht in ihrem Pro- 
gramm „gerechte Steuern und 
solide Finanzen". Die Wahrheit ist: 

Das SPD-Steuerkonzept ist weder 
gerecht noch solide. 

• Der Eingangssteuersatz soll auf 
zunächst 21,9 Prozent abgesenkt 
werden. Die CDU schlägt eine sofortige 
Absenkung auf 15 Prozent vor. Irgend- 
wann einmal will die SPD auch dahin 
kommen. 

• Der Höchststeuersatz soll nach den 
Plänen der SPD auf 49 Prozent festge- 
legt werden. Die CDU will 39 Prozent. 
Das ist leistungsfreundlicher und ge- 
rechter. 

• Die SPD will eine Mindestbesteue- 
rung einführen und hohe Privatver- 
mögen besonders hoch besteuern. 

Das Wahlprogramm der SPD gibt im 
übrigen nicht zu erkennen, bei welcher 
Summe ein „hohes Privatvermögen", 
wie sie es nennt, beginnt. 

Angesichts der teuren Versprechungen, 
die die SPD macht, muß bereits ein 
durchschnittlich verdienender Fachar- 
beiter befürchten, daß sein Fleiß durch 
diese Steuer bestraft wird. 

5 
Das Wahlprogramm der SPD ist 
eine Luftbuchung. SPD pur gibt's 
nicht. Es gibt sie allenfalls im Dop' 

pelpack mit den Grünen. Aber die SPD 
gibt keine Auskunft darüber, wie ein rot- 
grünes Regierungsbündnis funktioniert 
soll. 

• Die SPD will, „daß in Deutschland 
auch in Zukunft die besten Autos der 
Welt produziert werden". Die Grünen 
wollen den Benzinpreis auf fünf Mark 
hochschrauben. 

• Die SPD befürwortet Auslandsein' 
sätze der Bundeswehr, die Grünen lef1 

nen diese ab. Die Grünen haben erst 
unlängst auch den EU-Reformvertrag 
von Amsterdam abgelehnt. 

Gerade in einer Zeit, in der Deutsch- 
land eine starke, handlungsfähige unö 
verläßliche Regierung braucht, könn^ 
wir uns eine Koalition des vorprogran1' 
mierten Dauerstreits nicht leisten. 

Gerade in einer Zeit, in der die inneren 
Strukturen unseres Kontinents neu 
geformt werden, dürfen nicht politisch 
Kräfte Einfluß gewinnen, die zur Gesta^ 
tung der internationalen Beziehungen 
seres Landes nichts beizutragen hab 

Rot-Grün bietet kein Konzept für eine 
sichere Zukunft Deutschlands. 

nej 
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r- 
HCDS fordert zum Studium in den neuen Ländern auf 

Der Ring Christlich-Demokrati- 
scher Studenten (RCDS) startet zum 
Beginn des Sommersemesters eine 
Informationskampagne „Wo man 
den Professor noch persönlich kennt 
- im Osten viel Neues" über das 
Studium in den neuen Bundes- 
ländern. 

3000 Gymnasien in West-Deutschland 
Werden in den kommenden Wochen 
über die guten Studienbedingungen in 
den fünf neuen Ländern informiert. 
Zusätzlich werden zehn Reisen zu 
Hochschulen in den neuen Ländern 
verlost. 

Bei Umfragen unter Studenten schnei- 
den die Ost-Hochschulen hervorragend 
ab, genauso in der technischen Ausstat- 
tung und der Relation Professoren zu 

Die Junge Union Hamburg sucht 
möglichst zum 1. Juni 1998 

e'ne/einen 

^andesgeschäftsführer/in 
Auf gaben: 

• Vorbereitung und Organisation 
aller Veranstaltungen und Aktionen 
a©s Landesverbandes, 
• Unterstützung der Kreisverbände 
Dei ihren Veranstaltungen, 
• Gestaltung der Internetseiten des 
Landesverbandes, 

Abwicklung des Zahlungsverkehrs. 
Unterstützung und Koordination 

er Arbeit der Funktions- und Man- 
atsträger des Landesverbandes, 

Vorbereitung von Verschickungen. 
Anforderungen: 

^geschlossene Ausbildung oder 

Studenten. Dennoch werden weiterhin 
Studienplätze unter besseren Bedin- 
gungen nicht angenommen. So wurden 
beispielsweise in Greifswald von den 
vergebenen 100 juristischen Studien- 
plätzen nur 20 angenommen. Das sei 
paradox, drückte der neue RCDS-Bun- 
desvorsitzende Fabian Magerl sein Un- 
verständnis aus. Magerl weiter: „Es ist 
mir völlig unklar, warum die Mehrheit 
der deutschen Abiturienten weiter in 
die überfüllten Hochschulen des We- 
stens streben. Acht Jahre nach der Wie- 
dervereinigung gehört kein Mut dazu, 
in den Osten zu gehen, sondern nur ein 
klarer Verstand!" 

Siehe auch: ARGUMENTE zum 
Studium in den neuen Bundes- 
ländern UiD 7/1998. 

einen Studienabschluß, 
• möglichst Verbandserfahrung, 
• überdurchschnittliche Einsatzbe- 
reitschaft und Flexibilität, 
• die Bereitschaft, erfolgsorientiert 
und selbständig zu arbeiten, 
• EDV-Erfahrung; insbesondere mit 
Windows 95, MS Word, MS Access 
und in der Gestaltung von Internet- 
Seiten. 

Schriftliche Bewerbungen 
einschließlich aller üblichen 
Unterlagen, Paßbild, Gehalts- 
vorstellungen und frühest- 
möglichem Eintrittsdatum bis 
zum 20. Mai 1998 an: 
Junge Union Hamburg, 
Leinpfad 74, 
22299 Hamburg. 
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Neues im Versandzentrum 

• Neu: Canvassing-Stehtisch 
Sicherlich ist es Ihnen aufgefallen, daß 
bei Veranstaltungen durch Stehtische 
ein lockeres Ambiente entsteht; ein 
ansteuerbarer Punkt, an dem man sich 
„festhalten" kann, an dem man schnell 
ins Gespräch kommt. Durch diesen 
direkten Kontakt zu den Bürgern, bei 
dem sich keiner hinter einer Theke 
verstecken kann, schaffen Sie schnell ei- 
ne angenehme Gesprächs-Atmosphäre. 
Kombiniert mit dem CDU-Sonnenschirm, 
ist der CDU-Stehtisch ein weithin sicht- 
barer Werbeträger. Aufgrund seiner Zer- 
legbarkeit ist der Stehtisch mobil jeder- 
zeit auch in Fußgängerzonen einsetzbar. 

Der Durchmesser der Tischplatte beträgt 
85 cm. 
Bestell-Nr.: 0348 
Verpackungseinheit: 1 Tisch 
Preis je Tisch: 98,00 DM 

• CDU-Sonnenschirm 
Bestell-Nr.: 0458 
Verpackungseinheit: 1 Schirm 
Preis je Schirm: 75,00 DM 

• Europa-Sonnenschirm 
Bestell-Nr.: 0541 
Verpackungseinheit: 1 Schirm 
Preis je Schirm: 75,00 DM 

Neuer Preis für CDU-Schaukasten 
Die Preise für den CDU-Schaukasten 
und Zubehör ändern sich zum 
1.5.1998 wie folgt: 
CDU-Schaukasten: 460,00 DM 
Ständergarnitur: 165,00DM 
Beleuchtungsgarnitur: 100,00 DM 
alle Preise zzgl. MwSt. und Versand 
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Wir sind  IhglMÜJgJla 
«Wi Ihrer 

Seite     If™ 
""Nationen für Aussiedler 

J'PMau.HH /um ayc3HffnepoB 

Mbi Ha 
&aujeü 

°TopoHe 
CDU 

Argumente statt 
Unterstellungen 

Zur Kampagne des DOB 
and seiner Einielgewerksthallen 

„Deine Stimm* Hir Arbeit und 
soiialt Cermthligkeil" 

CDU 

• Kunststofftragetasche „CDU" 
Bestell-Nr.: 9322 
Verpackungseinheit: 250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 29,90 DM 

• Faltblatt: Frauen-Rente 
Bereits ab dem 1.7. 98 bringt das Ren- 
tenreformgesetz deutliche Verbesserun- 
gen für erziehende Mütter und Väter. In 
der Rentenreform 1999 werden z. B. 
nunmehr Erziehungszeiten stufenweise 
bis zum Jahr 2000 mit 100 Prozent des 
Durchschnittverdienstes aller Versicher- 
ten in der Rentenversicherung bewertet. 
Dieses Faltblatt der Frauen-Union be- 
antwortet Ihre Fragen zu den Neurege- 
lungen 1999 und nennt Ihnen kompeten- 
te Ansprechpartner in Ihrer Nähe. 
Bestell-Nr.: 2339 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 20,00 DM 

• Wir sind an Ihrer Seite, Broschüre 
Die neueste Auflage dieser Informations- 
broschüre für Aussiedler ist zweispra- 
chig in deutsch und russisch gedruckt. 
Sie enthält nicht nur wichtige Infos über 
die Grundpositionen der CDU zum The- 
ma Aussiedler, sondern im Anhang auch 
nützliche Adressen von Institutionen, bei 
denen Aussiedler weitere Unterstützung 
und Informationen erhalten können. 
Bestell-Nr.: 5331 
Verpackungseinheit: 100 Expl. 
Preis je 100 Expl.: 39,00 DM 

Argumente statt Unterstellungen 
Diese Broschüre kann in Einzel- 
exemplaren kostenlos (solange Vorrat 
reicht) bei der CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle unter der 
FAX-Nr.: 02 28/5 44-4 82 angefordert 
werden. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
53014 BONN 
PVSt, DEUTSCHE POST AG 
ENTGELT BEZAHLT. 

Fußball-WM-Kalender 

Bestell-Nr.: 2349 
Verpackungseinheit: 
250 Expl. 
Preis je 250 Expl.: 30,00 DM 

Alle Preise zzgl. MwSt. 
und Versand* 

Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum 
Postfach 11 64 
33759 Versmold 
Fax (0 54 23) 415 21 
E-Mail: 
georg.simon @ bertels- 
mann.de 

(*Bei Bestellungen bis zu 
einem Warenwert von 50 DM 
wird eine Versandkosten- 
pauschale in Höhe von 5 DM 
erhoben.) 
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